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A.  Einleitung

I.  Das Thema

Kirchen (gemeint sind die römisch-katholische Kirche und die Evangelische 
Kirche in Deutschland (EKD), bestehend aus den 20 lutherischen, reformierten 
oder unierten evangelischen Landeskirchen) und ihre Einrichtungen nutzen in der 
heutigen Zeit verschiedenste Rechtskonstrukte, auf deren Grundlage die Mitarbei­
ter tätig werden. Dazu zählen unter anderem Kirchenbeamtentum, Arbeitsverhält­
nisse, Ehrenamt, Freiwilligendienste und Gestellungen durch Orden oder säkulare 
Einrichtungen.

Daneben ist auch die Arbeitnehmerüberlassung ein Instrument, dessen sich 
die Kirche bedient, allerdings nicht ohne auf Kritik zu stoßen. Besonders aus den 
eigenen Reihen wird ein Verstoß gegen das kirchliche Arbeitsrecht gerügt.1 Es 
sei fraglich, ob sich der Begriff der Dienstgemeinschaft als zentraler Ausdruck 
des kirchlichen Arbeitsrechts mit der Beschäftigungsform der Arbeitnehmerüber­
lassung in Einklang bringen lässt und ob die von der Kirche verkündeten Werte 
nicht im Widerspruch zur Leiharbeit stehen, sodass die Kirche an Glaubwürdigkeit 
verliert. Die negativen Folgen sowohl für die Leiharbeiter (z.B. geringerer Lohn, 
weniger Arbeitsplatzsicherheit) als auch für die Stammbelegschaft (z.B. Ersetzung 
durch Leiharbeitnehmer) dürfen bei all den Vorteilen, die dieses Instrument mit 
sich bringt, nicht unerwähnt bleiben und müssen auf ihre Vereinbarkeit mit Vor­
stellungen des kirchlichen Arbeitsrechts untersucht werden.

Gerade weil die kirchlichen Normen in Bezug auf die Zulässigkeit von Leihar­
beit und möglichen Folgen nur wenig ergiebig sind und gerichtliche Entscheidun­
gen mit grundlegenden Antworten auf sich warten lassen, bietet die vorliegende 
Arbeit die Möglichkeit, auf einige aufgeworfene Fragen Antworten zu suchen und 
Lösungen zu finden.

II.  Forschungsstand und Forschungsdefizite

Das Thema „Leiharbeit in kirchlichen Einrichtungen“ wurde in seiner Trag­
weite bisher nur stiefmütterlich behandelt. Zwar gibt es zahlreiche Aufsätze, die 
im Zusammenhang mit diesem Thema veröffentlicht wurden, allerdings handelt 
es sich häufig um Einzelprobleme; es fehlt an der nötigen Zusammenschau. Allein 
Raphael Ehrlich hat sich in seiner Monographie zum Thema „Dienstgemeinschaft 

1  KDA, Leiharbeit auf dem Prüfstand, S. 14 ff.; Möhring-Hesse, Gutachten zur Arbeit­
nehmerüberlassung, S. 30 ff.
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und Arbeitnehmerüberlassung“2 aus dem Jahr 2012 ausführlicher mit dieser Prob­
lematik auseinandergesetzt. Die Arbeit leistet für die vorgelegte Dissertation eine 
wertvolle Vorarbeit; auf sie wird im Folgenden noch häufiger zurückgegriffen wer­
den. Allerdings geht auch dieses Werk auf die Folgen der festgestellten Zulässigkeit 
der Arbeitnehmerüberlassung in kirchlichen Einrichtungen kaum ein und europa­
rechtliche Aspekte bleiben weitestgehend außen vor. Überdies kann daran gezwei­
felt werden, ob man von der Umsetzungsdichte der Anforderungen, die Ehrlich 
an eine Dienstgemeinschaft stellt, bei anderen Rechtskonstrukten (z.B. Ehrenamt 
oder Gestellungen säkularer Einrichtungen) auf die Zulässigkeit der Arbeitnehme­
rüberlassung schließen kann.

Auch Ursula Neuhoff hat in ihrer Arbeit zum Thema „Die Dienstgemeinschaft 
als Grund und Grenze des kirchlichen Arbeitsrechts“3 zur Problematik der Leih­
arbeit Stellung bezogen. Jedoch fehlt es in Bezug auf die in der vorliegenden Ar­
beit aufgeworfenen Fragestellungen am erforderlichen Tiefgang. Dies ist freilich 
nicht verwunderlich, da der Schwerpunkt der Arbeit an anderer Stelle liegt. Die 
Problematik in Bezug auf die Loyalitätsanforderungen der Leiharbeiter stellt sie 
hingegen ausführlich dar und kann als Diskussionsgrundlage für die vorliegende 
Arbeit dienen.

Ansonsten fehlt es an weiteren Monographien, die sich diesem Themenfeld wid­
men.

Der aktuelle Forschungsstand zeigt, dass es zu Einzelfragen bereits Lösungs­
ansätze gibt, in Bezug auf die Folgen der Zulässigkeit von Leiharbeit in kirchli­
chen Einrichtungen aber noch einige Forschungsdefizite vorhanden sind, die es zu 
klären gilt. Vor allem im Bereich der Rechtsvergleichung besteht Bedarf an einer 
juristischen Aufarbeitung.

Zur vorausgehenden Frage der grundsätzlichen Zulässigkeit von Arbeitnehmer­
überlassung in der Kirche hat Ehrlich zwar ein stringentes System entwickelt, wel­
ches herangezogen werden kann, allerdings besteht auch in diesem Bereich noch 
Forschungsbedarf, da – wie bereits angedeutet – das von Ehrlich entworfene Mo­
dell in Frage gestellt werden kann.

III.  Forschungsfragen

Die vorliegende Arbeit soll einen Versuch unternehmen, im Themenbereich 
„Arbeitnehmerüberlassung und Kirche“ verbleibende Fragen zu klären oder zu be­
reits scheinbar geklärten Problemen andere Lösungsansätze aufzuzeigen. Insbe­
sondere sollen auf folgende Fragen Antworten gefunden werden:
1.	 Welche Anforderungen werden an einen Dienst in der Kirche und die darin 

Tätigen gestellt?

2  Ehrlich, Dienstgemeinschaft und Arbeitnehmerüberlassung.
3  Neuhoff, Die Dienstgemeinschaft als Grund und Grenze des kirchlichen Arbeitsrechts.
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2.	 Ist der Begriff der Dienstgemeinschaft tatsächlich mit dem Konstrukt der Ar­
beitnehmerüberlassung in kirchlichen Einrichtungen vereinbar und macht es 
dabei einen Unterschied, ob es sich um externe oder interne Arbeitnehmerüber­
lassung handelt?

Unter der Prämisse der Zulässigkeit der Leiharbeit in kirchlichen Einrichtungen 
bleibt zu klären:
3.	 Welche Loyalitätsanforderungen sind an Leiharbeitnehmer zu stellen?
4.	 Bedarf es einer Höchstquote an Leiharbeitern und wenn ja, an welchem Maß­

stab sollte sie sich orientieren?
5.	 Bedarf es einer zeitlichen Höchstgrenze für den Einsatz und wenn ja, wie lange 

sollte der Einsatz maximal dauern?
6.	 Inwieweit haben die Mitarbeitervertretungen Mitspracherechte beim Einsatz 

von Leiharbeitnehmern?
7.	 Welche Mitbestimmungsrechte stehen den überlassenen Arbeitskräften zu?
8.	 Besteht die Notwendigkeit eine Differenzierung hinsichtlich der Vergütung 

von Leiharbeitnehmern?
9.	 Stellt das Europarecht – insbesondere die Richtlinie 2000/78/EG – einschrän­

kende Vorgaben auf?
10.	Welche Alternativen bestehen zum deutschen System?

IV.  Begriffsbestimmungen

Bereits an diesem Punkt sollen einige Begriffsbestimmungen vorgenommen 
werden, die eine zentrale Rolle in der vorliegenden Arbeit einnehmen werden. Aus­
genommen davon ist der Begriff der Dienstgemeinschaft, da die Klärung dieses 
Begriffs einen gewissen Umfang im Hauptteil dieser Dissertation einnehmen wird.

Arbeitnehmerüberlassung definiert sich dadurch, dass ein Arbeitgeber (Verlei­
her) einem Dritten (Entleiher) auf Grund vertraglicher Vereinbarung vorüberge­
hend bei ihm angestellte Arbeiter oder Angestellte (Leiharbeitnehmer) zur Ver­
fügung stellt und diese vom Entleiher nach seinen Vorstellungen und Zielen in 
seinem Betrieb wie eigene Arbeitnehmer eingesetzt werden.4 Synonyme für diese 
Begrifflichkeit sind Leiharbeit, Zeitarbeit oder auch Personalleasing.5

Interne Arbeitnehmerüberlassung ist die Überlassung von Arbeitnehmern an 
eine zur Kirche gehörende Einrichtung durch eine Arbeitnehmerüberlassungsge­
sellschaft, die ihrerseits einer Kirche zugeordnet ist.6

4  Thüsing, in: Thüsing, AÜG, Einführung Rn. 1.
5  Ulber, Leiharbeit, S. 25.
6  Joussen, ZMV-Sonderheft 2007, 24 (29).




